
Mitteilungen der  
Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen  
Charlottenburg - Wilmersdorf Nr. 113 – 14.12.2015  

Kontakt: afa-cw@t-online.de, GotthardKrupp@t-online.de; 
http://afacwblog.wordpress.com/ 

 

 

 

 

Keine Fremdvergabe und Entlassungen im Botanischen Garten 

 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 

Liebe Genossinnen, liebe Genossen,  

Es reicht!  

KollegInnen und Kollegen im Botanischen Garten, der zur Freien Universität gehört und da-
mit vom Land Berlin finanziert wird, wird mit Ausgliederung und Kündigung gedroht! Im Bo-
tanischen Garten gibt es schon lange eine Mehrklassengesellschaft: Teile der Belegschaft 
werden nach dem TV-L bezahlt, andere werden in einer ausgegründeten Gesellschaft be-
schäftigt, zu deutlich geringeren Konditionen (bis zu 72% weniger Lohn), für die gleiche Ar-
beit. Soweit inzwischen die traurige Normalität, selbst im öffentlichen Dienst unter sozialde-
mokratischer Regierung! 

Seit Februar 2015 gibt es Sondierungsgesprächen für einen Tarifvertrag mit der Betriebsge-
sellschaft, um diese Ungleichbehandlung zu beenden. Der Arbeitgeber plant nun das Ende 
jeder Verhandlungen durch weitere Fremdvergaben und damit Entlassungen von 31 Be-
schäftigten. Statt faire Bezahlung droht nun Arbeitslosigkeit! Statt endlich Landesparteitags-
beschlüsse umzusetzen, anstatt das Versprechen auf das Recht, Schluss zu machen mit „ta-
rifvertragsfreien Zonen,“ einzulösen, wird weiterhin im Verantwortungsbereich des Landes 
Berlin ausgegründet, Tarifflucht begangen und nun sogar, trotz Widerstands der Belegschaft,  
mit Verkauf und Entlassung gedroht!  

Soll damit ein Zeichen für Berlin gesetzt werden. 

Das kann und darf nicht geduldet werden. 

Es muss endlich Schluss sein mit Ausgründungen, Tarifflucht und Befristungen! Die „Rote Li-
nie“ ist längst überschritten, unsere Parteitagsbeschlüsse müssen endlich umgesetzt wer-
den! 

Wir fordern daher die SPD-Mitglieder im Senat, die SPD-Abgeordneten und den SPD-Landes-
vorstand auf, die Politik der Ausgründungen und Tarifflucht zu beenden und zur Kuratori-
umssitzung der Freien Universität am 16. Dezember 2015 zu intervenieren und den Plänen 
des Präsidiums der FU eine Absage zu erteilen! 

 



Pressemittelung von ver.di Berlin 

Weiteres Outsourcing beim  
Botanischen Garten geplant 
(250) 11.12.2015  

Auslagerung von Besucher- und Technikerservice droht 

In einer Vorlage für die Kuratoriumssitzung der Freien Universität am 16. Dezember 2015 in-
formiert das Präsidium über die angebliche Notwendigkeit eines weiteren Outsourcings von 
Besucher- und Technikservice im Botanischen Garten bis zum 31. März 2016. Bereits 2014 
wurde die Auslagerung der Reinigung beschlossen. Damit soll in der Vorweihnachtszeit hin-
ter dem Rücken der Beschäftigten und während laufender Sondierungsgespräche mit ver.di 
eine Entscheidung erwirkt werden, die betriebsbedingte Kündigungen von 31 Beschäftigten 
nach sich ziehen würde. Unter den 31 Beschäftigten befinden sich fünf Betriebsratsmitglie-
der inklusive der Vorsitzenden, eine Schwerbehindertenvertretung und fünf ver.di Tarifkom-
missionsmitglieder. 

Die Beschäftigten der BG BGBM arbeiten Seite an Seite mit ihren Kolleginnen und Kollegen 
des Mutterbetriebes FU, erhalten aber einen deutlich geringeren Lohn und haben wesentlich 
schlechtere Arbeitsbedingungen. ver.di befindet sich seit Februar 2015 in Sondierungsge-
sprächen für einen Tarifvertrag mit der Betriebsgesellschaft, um diese Ungleichbehandlung 
zu beenden. Das Mutterunternehmen FU Berlin sitzt dabei mit am Verhandlungstisch. We-
der die Universität noch die Betriebsgesellschaft selbst sind nach aktuellem Stand bereit, das 
an der FU gültige Niveau des Tarifvertrages für die Landesbeschäftigten (TV-L) auch nur als 
Referenzrahmen zu akzeptieren, geschweige denn den Beschäftigten eine klare zeitliche Per-
spektive für gleichen Lohn für gleiche Arbeit zu geben. Selbst mit dem aktuellen Angebot be-
laufen sich die Einkommen der Beschäftigten der Betriebsgesellschaft im Besucherservice – 
ähnlich wie in anderen Bereichen - nur auf 61 Prozent der Lohnhöhe im TV-L.  

Die Vorlage des Präsidiums enthält die konkrete Aussage, die Geschäftsleitung habe den Auf-
trag, die Serviceleistungen in den Bereichen Besucherservice und Technikservice anderweitig 
zu organisieren, wofür die betriebsbedingte Kündigung der Beschäftigten in diesen Berei-
chen Voraussetzung wäre. „Es ist beschämend“ so die ver.di-Verhandlungsführerin Susanne 
Feldkötter, „dass das Präsidium der Muttergesellschaft Freie Universität Berlin derlei Maß-
nahmen als alternativlos darstellt.“ Auch der gewählte Zeitpunkt kurz vor Weihnachten ziele 
klar auf Einschüchterung der Beschäftigten, sich nicht weiter für gleichen Lohn für gleiche 
Arbeit einzusetzen.  

Für Rückfragen: Jana Seppelt, ver.di-Gewerkschaftssekretärin, Fachbereich 05 - Bildung, Wis-
senschaft und Forschung, Telefon: 030 / 88 66 53 00, mobil: 0151 / 15 94 88 42. 

 


